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Vorbereitungskurse für Gymiprüfung bringen wenig
Eine neue Studie zeigt, dass eine Kombination von Aufnahmeprüfung und Vornoten für die fairste Selektion sorgt

ERICH ASCHWANDEN

Es ist eine Frage, die jedes Jahr Tau-
sende von Eltern umtreibt: Was kön-
nen wir tun, damit unser Kind die Auf-
nahmeprüfung für das Gymnasium
schafft? Ein beliebtes Mittel, um die
Chancen zu erhöhen, sind Vorberei-
tungskurse. Niemand weiss jedoch, was
diese oft kostspieligen Kurse tatsächlich
bringen. Dies, obwohl in den letzten Jah-
ren in Kantonen mit Gymiprüfung eine
eigentliche Industrie entstanden ist, die
jede erdenkliche Unterstützung bei der
Vorbereitung verspricht.

In Graubünden führte das Unbehagen
gegenüber solchen Geschäftsmodellen
dazu, dass Parlamentarier aus allen Par-
teien die Abschaffung der Gymiprüfung
fordern. Damit würden die Vorberei-
tungskurse,«deren Besuch für einen Prü-
fungserfolg unumgänglich scheint»,über-
flüssig, hielten sie in einem Vorstoss fest.
Die Politiker forderten die Kantonsregie-
rung auf, zu einem Modell mit prüfungs-
freiem Übertritt zu wechseln.Derzeit gibt
es in acht Kantonen gar keine Prüfung.In
weiteren neun Kantonen gilt ein System,
bei dem Prüfungen möglich,aber eher als
Ausnahme gedacht sind.

Effekt bei «Wackelkandidaten»

In Graubünden entscheiden gegenwär-
tig zwei Faktoren, ob es ein Kind aufs
Gymnasium schafft oder nicht. Einer-
seits eine kantonale Aufnahmeprüfung,
andererseits werden für den Übertritt
nach der 6. Primarschulklasse bezie-
hungsweise der 2. Sekundarschulklasse
auch die im letzten Semester vor der
Prüfung erzielten Zeugnisnoten in aus-
gewählten Fächern mitberücksichtigt.

Die Bündner Regierung liess dieses
Mischmodell von Franz Eberle, emeri-
tierter Professor für Gymnasialpädago-
gik an der Universität Zürich, analysie-
ren und mit anderen Aufnahmerege-
lungen vergleichen. Entstanden ist ein
wissenschaftliches Gutachten, das über
Graubünden hinaus Aussagen macht
zu der hitzig diskutierten Frage, wel-
ches das beste Übertrittsmodell sei, um
die richtigen Schülerinnen und Schüler
in fairer Weise für das Gymnasium zu
selektionieren.

Eberle hat dafür die Daten der Auf-
nahmeprüfungen 2014–2018, die spä-
teren Leistungsergebnisse der damali-
gen Schülerinnen und Schüler sowie die
Daten der Aufnahmeprüfungen 2021

untersucht. Zusätzlich wurden die Kan-
didatinnen und Kandidaten des Jahres
2021 zur Art ihrer Vorbereitung sowie
zu ihren Herkunftsmerkmalen befragt.

Zum Sinn der Vorbereitungskurse,
welche die politische Kontroverse aus-
gelöst hatten, macht der Experte eine
eindeutige Aussage. Bei den Kandida-
ten der Aufnahmeprüfungen 2021 seien
signifikante Zusammenhänge zwischen
dem Besuch von Vorbereitungskur-
sen und dem Prüfungserfolg nur bei
wenigen «Wackelkandidaten» und nur
minim nachweisbar. «Die allgemeine
Hypothese, der Aufnahmeerfolg sei
von den Vorbereitungskursen abhän-
gig, ist in dieser Absolutheit nicht halt-
bar», schreibt Eberle. Letztlich hänge es
von den Fähigkeiten und der Motiva-
tion jedes einzelnen Kandidaten ab, ob
jemand den Sprung an die Mittelschule
schaffe. Diese Grundvoraussetzungen
liessen sich durch Vorbereitungskurse
nur sehr beschränkt beeinflussen.

Auch bei anderen Arten der Hilfe
sei kein allgemeiner spürbarer Zusam-
menhang zwischen Unterstützung und
Bestehen der Aufnahmeprüfung nach-
weisbar. Nur wer sich bei der Vorberei-
tung gar keine Hilfe geholt habe – auch
nicht von Eltern, Geschwistern oder
Lehrpersonen –, habe spürbar gerin-
gere Chancen gehabt. Dies sei aber nur
bei einem sehr kleinen Teil der befrag-
ten Prüfungsabsolvierenden der Fall ge-
wesen – konkret bei 21 von 492.

Private Nachhilfe bringt mehr

In einem Kanton sind die Vorausset-
zungen laut den Aussagen von Eberle
jedoch anders als im Rest der Kantone
mit Aufnahmeprüfungen. «In Zürich ist
die Konkurrenzsituation viel grösser, da
sich sehr viel mehr Schülerinnen und
Schüler um die limitierten Plätze an den
Gymnasien bewerben», erklärt der Ex-
perte für Gymnasialpädagogik. In einer

Studie aus dem Jahr 2017 konnte denn
auch im Kanton Zürich der Effekt einer
Teilnahme an einer privaten Prüfungs-
vorbereitung auf das Ergebnis der Auf-
nahme ins Langzeitgymnasium nach-
gewiesen werden. Allerdings fehlt in
dieser Untersuchung ein Vergleich
mit anderen Aufnahmeverfahren mit-
tels Zeugnisnoten und Empfehlungen
durch Lehrpersonen, in denen ebenfalls
Effekte durch private Nachhilfe erwar-
tet werden können.

Ausserdem gelten seit diesem Jahr
in Zürich neue Bestimmungen, die den
Einfluss der Gymiprüfung und damit der
direktenVorbereitung beschränken.Neu
zählen auch bei der Aufnahmeprüfung
für das Kurzgymnasium die Vornoten.
Diese breitereAbstützung des Übertritts
dürfte gemäss Eberle den Effekt von
Vorbereitungskursen in Zürich abschwä-
chen, aber jenen der privaten Nachhilfe
erhöhen. Dies, weil damit die Zeugnis-
noten verbessert werden können.Eberle

ist überzeugt, dass die private Nachhilfe
damit noch zunehmen wird.

Aufgrund seiner Untersuchung, bei
der er zwölf mögliche Aufnahmever-
fahren miteinander verglich, bezeich-
net Eberle eine solche Kombination von
Aufnahmeprüfung und Erfahrungsnote
«als das beste von allen schlechten Ver-
fahren». «Dieser Befund hat mich sel-
ber überrascht», so Eberle. «Ursprüng-
lich ging ich davon aus, dass eine stan-
dardisierte Aufnahmeprüfung mit er-
weiterter Grenzfallbeurteilung das beste
Modell ist.»

Wie verschiedene Studien zeigen,
korrelieren die Zeugnisnoten von Pri-
mar- beziehungsweise Sekundarschu-
len und die Ergebnisse von Aufnahme-
prüfungen mit den späteren Noten etwa
gleich stark. Bei standardisierten Zulas-
sungsprüfungen werden aber weniger
Kinder mit ungenügenden Pisa-Kom-
petenzen ins Gymnasium aufgenommen
als ohne Aufnahmeprüfungen.

Für gleiche Chancen sorgen

Beim Übertritt ausschliesslich auf Zeug-
nisnoten abzustellen, ist gemäss dem
Gutachten von Eberle nicht gerecht.
Dies, weil sich die Benotung von schuli-
schen Leistungen von Klasse zu Klasse
unterscheide. Wer das Pech hat, in einer
starken Klasse zu sitzen, erhält mög-
licherweise eine Note 4 für eine Leis-
tung, die in einer schwächeren Klasse
für die Note 5 reicht.

Ausserdem bestehe die Gefahr, dass
vor allem sozial und wirtschaftlich bes-
sergestellte Eltern bei den Lehrperso-
nen Einfluss auf die Benotung und Be-
urteilung nähmen. Dies ist bei Auf-
nahmeprüfungen nicht möglich. Der er-
gänzende Beizug von Vornoten könne
die Qualität des Zulassungsentscheids
jedoch verbessern. Ob es ein Kind ins
Gymnasium schafft oder nicht, ist damit
auch weniger von der Tagesform der
Prüflinge abhängig.

Gestützt auf die wissenschaftlichen
Untersuchungen von Franz Eberle
hat die Bündner Regierung entschie-
den, am bisherigen Aufnahmeverfahren
mit Prüfung und Berücksichtigung der
Übertrittsnoten festzuhalten. Damit alle
Kinder bei der Prüfungsvorbereitung
die gleichen Chancen haben, müssen
ab dem kommenden Schuljahr an allen
Schulstandorten Möglichkeiten zur un-
entgeltlichen Prüfungsvorbereitung an-
geboten werden.

BeimAufnahmetest fürs Gymnasium ist jeder und jede allein – und Eltern können keinen Einfluss nehmen. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Im fremden Kanton abstimmen
Bern und der Jura haben sich auf ein Konkordat geeinigt, das die Details rund um den Kantonswechsel von Moutier regelt

ANTONIO FUMAGALLI, MOUTIER

Die Vertreter Berns und des Juras gaben
sich am frühen Dienstagabend alle
Mühe, das Konkordat über den Kan-
tonswechsel von Moutier mit bedeu-
tungsschweren Adjektiven einzuord-
nen: Die gefundene Lösung sei «positiv
und ausgeglichen», die Verhandlungen
hätten in einer «ruhigen und konstrukti-
ven» Atmosphäre stattgefunden und das
Vertragswerk sei «umfassend und kom-
plett». Kurz: Man erlebe gerade einen
«historischen» Schritt.

Initialzündung war die Abstimmung
vom 28. März 2021 im 7000-Seelen-
Städtchen Moutier. Fast 55 Prozent der
Bewohnerschaft stimmte damals für den
Kantonswechsel von Bern zum Jura und
setzte damit einen Prozess in Gang, der
mit dem nun vorgestellten Abkommen
einen bedeutsamen Zwischenschritt er-
reicht hat. Das bereits früher kommu-
nizierte Datum für den Vollzug, der
1. Januar 2026, gilt weiterhin.

Bundesrätin als Schiedsrichterin

Die Schweiz wird für ihre Rechtssicher-
heit und die Zuverlässigkeit behörd-
licher Leistungen geschätzt. Fast alles
ist irgendwo geregelt. Im Umkehr-

schluss bedeutet dies freilich, dass es
kompliziert wird, wenn man an diesen
eng miteinander verbundenen Räder-
werken schräubelt. Umgemünzt auf
den Kantonswechsel stellten sich unter
anderem folgende Fragen, die konkrete
Auswirkungen auf den Alltag der Bür-
ger haben: Ändern sich die Leistungen
des Regionalspitals? Ab wann entfalten
sich die politischen Rechte und Pflichten
im neuen Kanton? Welche weitergehen-
den Schulen stehen Jugendlichen zur
Verfügung? Wer bezahlt für die künf-
tige Sanierung von in der Vergangen-
heit verseuchten Industriestandorten?
Welche Steuersätze gelten?

Solche und weitere Fragen regelt das
vorliegende Konkordat in 36 Artikeln.
Die meisten Punkte konnten die Ver-
treter der beiden Kantone bilateral klä-
ren, dafür waren zwischen Herbst 2021
und Frühling 2023 rund 20 Sitzungen nö-
tig. Für einen letzten, besonders stritti-
gen Aspekt wurde im März dieses Jah-
res eine Dreiparteienkonferenz unter
Schirmherrschaft des Bundesamts für
Justiz einberufen. Sowohl Berns Regie-
rungsrat Pierre Alain Schnegg wie
Nathalie Barthoulot, Staatsrätin des
Juras, lobten die Vermittlung von Eli-
sabeth Baume-Schneider in den höchs-
ten Tönen. Ihre Unvoreingenommen-

heit und Unparteilichkeit – die Bundes-
rätin stammt aus dem Jura – sei zu kei-
nem Zeitpunkt infrage gestellt gewesen,
betonten sie.

Bern zeigt sich grosszügig

Bei der Dreiparteienkonferenz ging es
um die Modalitäten des eidgenössischen
Finanzausgleichs. Dieser kennt eine sys-
tembedingte Verzögerung von sechs
Jahren, die Auswirkungen des Kantons-
wechsels werden also erst 2032 vollstän-
dig in die eidgenössische Berechnung
einfliessen. Das Bundesrecht sieht aber
keinen Ausgleich von Sondereffekten
vor, auch nicht bei Gebietsänderungen
zwischen Kantonen.

Mit anderen Worten: Bern wäre auch
während dieser Übergangszeit nicht ver-
pflichtet gewesen,dem Jura einenTeil sei-
ner Einnahmen aus dem Finanzausgleich
zu überweisen. Dies jedoch passte dem
Jura nicht,dem landesweit zweitstärksten
Pro-Kopf-Bezüger des Finanzausgleichs.
Im «gemeinsamen Willen», eine für alle
Seiten akzeptable Lösung zu finden,
einigten sich die Kantone auf ein stufen-
weisesVorgehen:Zusammengefasst,und
mit Zahlen von 2023 gerechnet, würde
Bern dem Jura für jene sechs Jahre rund
76 Millionen Franken bezahlen.

Andere Fragen waren schneller ge-
regelt. So werden die Bürgerinnen und
Bürger von Moutier bereits im Jahr
2025 an den jurassischen Wahlen teil-
nehmen – zu einem Zeitpunkt also,
an dem sie noch gar keine Bürger des
jüngsten Kantons der Schweiz sind. Fürs
Regionalspital, das noch vor der Abstim-
mung privatisiert worden ist, ändert sich
nicht viel. Und der Jura wird einen Teil
des Nettovermögens Berns erhalten.
Dieses wird hauptsächlich durch Ver-
mögenswerte wie Gebäude, Strassen,
Grundstücke oder Kunstbauten, die sich
bereits jetzt auf dem Gemeindegebiet
von Moutier befinden, übertragen.

Kapitel endlich schliessen

So historisch das Konkordat sein mag:
Definitiv ist es noch längst nicht. Zuerst
folgt nun eine (abgekürzte) Vernehmlas-
sung in den beiden Kantonen, danach
unterzeichnen die Regierungen den Ver-
trag. Im Frühling 2024 sind die jeweili-
gen Parlamente an der Reihe, im Sep-
tember 2024 stimmen voraussichtlich
beide Kantonsbevölkerungen darüber
ab. 2025 schliesslich kommt die Vorlage
ins eidgenössische Parlament.

Auf jeder dieser Etappen droht
potenziell eine Verzögerung oder gar

ein Abbruch. Angesichts des breit ab-
gestützten Willens, das seit Jahrzehnten
ungelöste Kapitel Moutier zu schliessen,
ist allerdings davon auszugehen, dass
der Fahrplan eingehalten werden kann.
Der einst gar mit Gewalt ausgefochtene
Konflikt rund um die Zugehörigkeit der
Kleinstadt in den Jurahügeln wird dann
definitiv nur noch eine Fussnote der Ge-
schichte sein.

KOSTBAR
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Statt Ärzten stellen bei
Zürcher Startup Pflegende die Diagnose
Pflegende übernehmen in den Aprioris-Praxen die Aufgabe von Ärztinnen und Ärzten – in Zürich wurden vier Standorte eröffnet

JAN HUDEC

Frau Eigenmann fühlt sich, als hätte
sie Watte im Ohr. Alles klingt dumpf.
Spricht jemand mit ihr von weitem,
versteht sie ihn nicht mehr. Sie kennt
dieses Gefühl.Vor einigen Jahren hatte
sie es schon einmal. Damals brachte
eine Ohrenspülung Linderung, und so
googelt die junge Frau nach «Ohren-
spülung Zürich» und stösst im Inter-
net dabei zufällig auf ein Startup, das
mit einem ganz neuen Konzept für
sich wirbt.

Aussergewöhnlich daran ist, dass bei
Aprioris Pflegerinnen und Pfleger die
Untersuchung machen, die Diagnose
stellen und die Behandlung vorschla-
gen. Sie machen also das, was sonst ein
Arzt tun würde. Im Kanton Zürich gibt
es inzwischen vier solche Walk-in-Pra-
xen, bis auf eine befinden sich alle in
einer Apotheke. Die Patientinnen und
Patienten können nach der Konsulta-
tion also auch gleich Medikamente ab-
holen, sofern sie diese benötigen.

Eine Lücke im System

Initiiert wurde das Projekt von Christian
Köpe.Der Jurist arbeitet seit gut 25 Jah-
ren im Gesundheitswesen, hat den Tele-
medizinanbieter Medi24 aufgebaut und
war Mitgründer beim Ärztenetz Me-
dix. Das Kalkül des Unternehmers: Die
Notfallstationen der Spitäler waren in
den letzten Jahren heillos überlastet –
auch weil sie von immer mehr Patien-
ten mit geringfügigen Problemen aufge-
sucht wurden. Zugleich akzentuiert sich
in der Schweiz der Mangel an Hausärz-
ten. «Hier gibt es eine Lücke im Sys-
tem», sagt Köpe.

Aprioris fokussiert auf die ein-
fachen Fälle, auf jene, welche die
Pflegefachkräfte möglichst abschlies-
send lösen können. «Wir wollen den
Ärzten jene Patienten abnehmen, für
die sie eigentlich überqualifiziert sind»,
sagt Köpe. Pro Konsultation verlangt
Aprioris je nach Aufwand 25 bis 89
Franken. Sie seien damit etwa 40 Pro-
zent günstiger als der Hausarzt und
mindestens 70 Prozent günstiger als
der Notfall, sagt Köpe.

Der Jurist sieht in seinem Modell
auch einen Vorteil für das vom Fach-
kräftemangel geplagte Gesundheits-
wesen. Denn zu häufig werde heute
Personal am falschen Ort eingesetzt.
Es dürfe doch nicht sein, dass sichÄrz-
tinnen und Ärzte mit ihrer umfassen-
denAusbildung um Bagatellfälle küm-
mern müssen. «Es würde ja auch nie-
mand auf die Idee kommen, einen Pilo-
ten am Check-in-Schalter arbeiten zu
lassen», sagt er. Pflegefachkräfte seien
heute bestens in der Lage, den Ärztin-
nen undÄrzten einen Teil ihrer Arbeit
abzunehmen.

Doch auch in der Pflege fehlt das
Personal. Es stellt sich also die Frage:
Kann die Rechnung aufgehen, wenn
man einen Mangel durch einen ande-
ren Mangel ersetzen will?

Umfassende Anamnese

Frau Eigenmann wird mit ihren Ohren-
beschwerden in der Aprioris-Filiale
beim Paradeplatz von Fabia Baumgart-
ner und Marc Holzhausen empfangen.
Beide haben davor schon über zehn
Jahre in der Pflege gearbeitet, insbe-
sondere auch auf dem Notfall. Baum-
gartner ist schon seit dem Start im letz-
ten Sommer bei Aprioris, Holzhausen
ist neu dazugestossen und wird von der
Kollegin eingearbeitet.

Eigenmann schildert den beiden
ihre Beschwerden, dann stellt ihr
Baumgartner einige Fragen: «Haben
Sie Schmerzen?» «Nein.» «Tinnitus?»
«Nein.» «Ausfluss?» «Nein.» «Kopf-
schmerzen oder Schwindel?» «Nein.»
«Haben Sie eine Erkältung?» «Ein
bisschen. Ich habe eine volle Nase.»
Danach macht Baumgartner einen

Hörtest mit einer Stimmgabel und
blickt ihr später ins Ohr. Sie fordert die
Patientin dazu auf, die Nase zuzuhal-
ten und zu versuchen, einen Druckaus-
gleich zu machen. Eigenmann presst
Luft in die Nase. «Da passiert nichts bei
Ihnen», konstatiert Baumgartner. Das
könne an der Erkältung liegen. Allen-
falls könne sie es mit einem Nasen-
spray versuchen.

Von einer Ohrenspülung rät ihr
Baumgartner allerdings ab, die Ohren
seien sauber, «es würde nichts brin-
gen». Auf einem Bildschirm zeigt sie
der Patientin den sauberen Gehörgang.
«Das ist eigentlich schade», sagt Eigen-
mann, «das heisst wohl, dass es etwas
Ernsteres ist.» Baumgartner empfiehlt
ihr, beim Spezialisten einen Hörtest
machen zu lassen.

«Unkomfortable Komfortzone»

Rund 10 Prozent der Fälle könnten sie
nicht selbst lösen, schätzt Baumgartner,
und müssten diese weitergeben. «Es
ist wichtig, dass wir wissen, wo unsere
Grenzen liegen», sagt sie. Behandeln
dürfen sie nur die einfachen Fälle. Um
den einfachen vom komplexen Fall
unterscheiden zu können, haben sie
standardisierte Verfahren, an die sich
die Pflegekräfte bei der Behandlung der
Patientinnen und Patienten halten müs-
sen. Erarbeitet wurden diese zusammen
mit einemHausarzt, dem ärztlichen Lei-
ter vonAprioris.

Fabia Baumgartner hat ihren Job im
Spital verlassen,weil dieArbeitsbedin-
gungen in der Pandemie grenzwertig
geworden seien. Sie habe sich in einer
«unkomfortablen Komfortzone» be-
funden, sagt sie – einer Mischung von
Routine und Stress. Im Spital habe sie
den Patientinnen und Patienten nicht
genug Zeit widmen, «ihnen nicht ge-
recht werden können». Im Stress wolle
man möglichst schnell fertig werden,
habe einen Tunnelblick.

Es habe extrem viel zu tun gegeben –
undnebendenernstenFällenmussten sie
sich auch noch um die Bagatellen küm-
mern. «Ich verstehe die Leute ja, dass
sie mit Ohrenschmerzen in den Notfall
gehen, wenn sie keinen Hausarzt mehr
finden», sagt Baumgartner. Aber diesen
Patienten könne sie bei Aprioris ein-
facher und schneller helfen.Und sie hofft,
dass sie damit auch ihreKolleginnen und
Kollegen auf dem Notfall entlastet.

Marc Holzhausen geht es ähnlich.
Er arbeitete die letzten Jahre im Asyl-
wesen, «wir hatten dort plötzlich 900
statt 400 Personen zu betreuen. Ich
hätte gerne mehr für sie gemacht, aber
wir hatten keine Zeit.» Er freut sich
sehr darüber, den Patientinnen und
Patienten nun wieder besser zuhören
zu können.

Nach 30 Jahren Berufserfahrung sei
ihm klar, dass etwas passieren müsse
im Gesundheitswesen. Die Notfall-
stationen müssten dringend entlastet
werden. Auch wegen des Fachkräfte-
mangels. «Eigentlich gibt es auf dem
Markt viel Personal», sagt Holzhausen.
«Aber viele müssenAuszeiten nehmen,
weil die Arbeit an die Substanz geht.»
Modelle wie Aprioris mit geregelten
Arbeitszeiten und ohne Nachtdienste
könnten dafür sorgen, dass mehr
Pflegefachkräfte in ihren Jobs blei-
ben, statt in eine andere Branche zu
wechseln.

Christian Köpe sagt denn auch, dass
sie trotz Fachkräftemangel imMoment
genug Personal finden für ihre Stand-
orte. Dabei handle es sich meist um
Personen, die den Beruf verlassen woll-
ten. «Bei uns hat man mehr Kompeten-
zen, und der Job ist besser vereinbar
mit der Familie.» Aprioris stellt aller-
dings auch hoheAnsprüche ans Perso-
nal. Infrage kommen nur diplomierte
Pflegefachpersonen mit mehreren Jah-
ren Spitalerfahrung.

Für Yvonne Ribi, Geschäftsführe-
rin des Verbandes der Pflegefachleute
(SBK), geht das Modell von Aprio-
ris in die richtige Richtung. Der Be-

ruf werde gestärkt, wenn die Pflege-
fachkräfte mehr Kompetenzen erhiel-
ten. Sie ist überzeugt, dass die Pflege
«einen wesentlichen Teil dazu beitra-
gen kann, die Gesundheitsprobleme
von heute und morgen zu lösen».

Ärzte sehen die Sache positiv

Sogenannte Advanced Practice Nur-
ses sollen künftig vermehrt ärztliche
Aufgaben übernehmen und sich bei-
spielsweise auch um chronisch kranke
Patientinnen und Patienten kümmern.
Im angelsächsischen Raum ist dies
schon üblich. Wegen der demografi-
schen Entwicklung werde die Nach-
frage in den nächsten Jahren weiter
steigen, sagt Ribi. Zwar gebe es in die-
sem Bereich verschiedene gute Initia-
tiven, aber die Finanzierungsfrage sei
noch nicht gelöst. Was der Verband
schon lange fordert, habe der Bundes-
rat nun für die Umsetzung der Pflege-
initiative in Aussicht gestellt.

Tobias Burkhardt, Präsident der
Zürcher Ärztegesellschaft, plädiert
ebenfalls dafür, Pflegefachkräfte brei-
ter einzusetzen – auch in den Haus-
arztpraxen.Das wäre heute schon mög-
lich, doch die Leistung kann nicht über
die Krankenkasse abgerechnet wer-
den, «und damit ist es leider auch
nicht attraktiv». Deshalb müsse drin-
gend ein Tarif für diese Leistungen ge-
schaffen werden.

Das Aprioris-Modell sieht Burk-
hardt durchaus positiv. Wie gross die
Entlastung der Ärztinnen und Ärzte
am Ende wirklich sein werde, müsse
sich aber erst noch zeigen, zumal das
Behandlungsangebot derzeit doch eher
schmal sei.

Unter Beobachtung

Die Krankenkassen beobachten das
Projekt interessiert. Es könne finan-
zielle Ressourcen schonen und scheine
dem Bedürfnis der Patientinnen und
Patienten nach einer raschen und
qualifizierten Erstberatung und Be-
handlung gerecht zu werden, schreibt
der Verband Curafutura auf Anfrage.
Allerdings will man die Kostenent-
wicklung imAuge behalten.Die Erwei-
terung der Kompetenzen dürfe «nicht
zu einer unerwünschten Mengenaus-
weitung führen».

Vorläufig tangiert Aprioris die
Krankenkassen aber noch nicht. Die
Patienten müssen ihre Behandlung
in der Regel selbst bezahlen. So wie
dies auch Frau Eigenmann tut. Die 89
Franken begleicht sie in der Apotheke
und kauft sich dazu noch ein Nasen-
spray. Sie ist zufrieden mit dem Ser-
vice. Sie wäre sonst gleich zu einem
Arzt in einer Permanence gegangen,
«dann hätte ich aber wohl lange war-
ten müssen».

Aprioris befindet sich noch amAn-
fang. Erst die nächsten ein, zwei Jahre
werden zeigen, wie gut das Modell bei
den Patientinnen und Patienten an-
kommt. Und ob Aprioris auch wirk-
lich dazu beitragen kann, Notfälle und
Hausärzte zu entlasten.

«Bei uns hat man mehr
Kompetenzen, und der
Job ist besser vereinbar
mit der Familie.»
Christian Köpe
Initiant des Startups Aprioris

In denAprioris-Praxen kann man sich auch impfen lassen. KARIN HOFER / NZZ

Modell mit Zukunftsvision
jhu. · Aprioris ist im September 2022
gestartet. Mittlerweile gibt es vier
Standorte: Sie befinden sich in den
Top-Pharm-Apotheken Morgental,
Paradeplatz und Limmatplatz. Zu-
dem gibt es eineAprioris-Praxis in der
Green City in der Manegg, die nicht an
eine Apotheke angeschlossen ist. Eine
Praxis in Zürich und eine in Winter-
thur sind in Planung. Zudem laufen
Gespräche mit Spitälern.

Behandelt werden einfache medizi-
nische Probleme wie Fusspilz, Blasen-
entzündung, leichteVerbrennungen bis
hin zu Durchfall und Grippe. Die Be-

handlung wird von erfahrenen Pflege-
fachkräften übernommen. Man kann
online einen Termin buchen oder die
Praxis spontan aufsuchen.

Für eine Konsultation werden zwi-
schen 25 und 89 Franken verrechnet.
Diese müssen die Patientinnen und
Patienten in der Regel selbst bezah-
len. Der Initiant Christian Köpe geht
allerdings davon aus, dass künftig der
Grossteil der medizinischen Leistun-
gen über die Grundversicherung abge-
rechnet werden kann. Entsprechende
Gespräche mit den Krankenkassen lau-
fen derzeit.


